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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Weil die Mehrheit der SPK-NR die parlamentarische Initiative der Grinen Fraktion, die
eine Veroffentlichung von Tages-Zugangsbewilligungen verlangt, abgelehnt hatte,
musste sich die grosse Kammer in der Frihjahrssession dem Thema annehmen. Zwar
werde Uber die Personen Buch gefuhrt, die von den Parlamentsmitgliedern eine
eintagige Zugangsbewilligung erhalten - so die Ausfihrungen des Fraktionssprechers
Balthasar Glattli (gp, ZH) - aber diese Buchflihrung werde eben nicht &ffentlich
gemacht. Dadurch kénnten kluge Lobbyistinnen und Lobbyisten ,unter dem Radar der
Transparenzanforderungen™, wie sie aktuell diskutiert wirden, durchschlipfen. Die
Sprecherin (Roberta Pantani, lega, TI) bzw. der Sprecher (Matthias Jauslin, fdp, AG) der
Mehrheit der SPK-NR verwiesen in ihren Ausfihrungen auf die parlamentarische
Initiative Berberat (sp, NE), mit der bereits mehr Transparenz bei der Lobbyarbeit
angestrebt werde. Die von den Grinen geforderte Idee sei sehr schwierig umzusetzen,
da fur jede Besucherin und jeden Besucher abgeklart werden musste, ob er lediglich
Gast oder tatsachlich Lobbyistin oder Lobbyist sei. Mit der von der Pa.lv. Berberat
angestrebten Akkreditierung sei das Problem besser in den Griff zu kriegen. Die
Ratsmehrheit von 112 Stimmen, die 53 Gegenstimmen bei 2 Enthaltungen
gegenlberstand, folgte dieser Argumentation und versenkte den Vorstoss der Griinen
Fraktion.'

Die von Hans Grunder (bdp, BE) selber als .Zwillingsinitiativen" bezeichneten
parlamentarischen Initiativen wurden in der Sommersession im Nationalrat gemeinsam
behandelt. Mit einer Amtszeitbeschrankung (Pa.lv. 15.492) und einer Verlangerung der
Amtsperiode (Pa.lv. 15.491) wollte der Berner BDP-Abgeordnete zur Rettung des
Milizsystems beitragen. Wenn Parlamentarierinnen und Parlamentarier wlssten, dass
sie nur flr eine bestimmte Zeit im Amt seien, wirden sie den Bezug zu ihrem Beruf, den
sie nach dem Mandat wieder ausfiihren mussten, nicht verlieren. Die Verlangerung des
Mandats wirde zudem dem permanenten Wahlkampf Einhalt gebieten.

In der Ratsdebatte wurde dem Anliegen durchaus Sympathie entgegengebracht. In der
Tat sei eine Entwicklung hin zu einem Berufsparlament zu beobachten und es sei immer
schwieriger, Amt, Beruf und Wahlkampf unter einen Hut zu bringen. Mit den
Forderungen kénne aber das Milizsystem nicht gestarkt werden. Sie wirden vielmehr
die Rechte von Wahlerinnen und Wahlern beschneiden: Mit Amtszeitbeschréankung
wirde die Auswahl verkleinert und die Amtszeitverlangerung wirde dazu fihren, dass
gesellschaftliche Meinungsumschwiinge nicht mehr so rasch via Wahlen im Parlament
abgebildet werden kénnten. Die Schwéachung des Milizsystems und der permanente
Wahlkampf sei vielmehr hausgemacht - so etwa Kommissionssprecher Jauslin (fdp, AG).
Die Arbeitsbelastung steige vor allem auch deshalb, weil immer mehr Vorstésse
eingereicht wirden. Zudem kénne man die wachsende Medienarbeit auch selber
beeinflussen, wenn man nicht zu jedem Thema vor die Kamera trete.

Mit 59 zu 128 Stimmen (keine Enthaltung) wurde der Idee zur Verlédngerung der
Amtsperiode etwas mehr Sympathie zuteil als der Forderung flr eine
Amtszeitbeschrankung, der mit 31 zu 144 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) ebenfalls keine
Folge gegeben wurde. Die Unterstitzung kam beide Male von der SP und der BDP. Eine
Verlangerung der Amtsperiode begrissten zusétzlich auch die Grinen. ?

In der Wintersession stand die Sammelvorlage fir die sechs parlamentarischen
Initiativen zu verschiedenen Anderungen des Parlamentsrechts im Nationalrat auf dem
Sessionsprogramm. Die verschiedenen Vorstdsse und eine Reihe von weiteren Anliegen
der beiden SPK verlangten Anderungen im  Parlamentsgesetz, in der
Parlamentsverwaltungsverordnung und im Geschaftsreglement des Nationalrats.
Hauptsachlich ging es um drei bedeutende Aspekte, namlich die Erweiterung der
Offenlegungspflichten der Ratsmitglieder (Block 1), die Ermoglichung einer
Veroffentlichung von Kommissionsunterlagen (Block 2) und die Regelung der
Zuganglichkeit von Kommissionsprotokollen fur alle Ratsmitglieder und deren
persénliche Mitarbeiter (Block 3).
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Eintreten war umstritten. Barbara Steinemann (svp, ZH) gab zu Protokoll, dass die SVP
keinen generellen Handlungsbedarf sehe. Zudem sei das Problem einer Sammelvorlage,
dass man auch zu schlechten Punkten ja oder aber zu guten Punkten nein sagen musse.
Es wirden zahlreiche, nicht miteinander vereinbare Punkte vermischt, mit denen aber
weder die Effizienz gesteigert noch Kosten eingespart wirden, weshalb gar nicht auf
die Vorlage eingetreten werden solle. Auch die BDP-Fraktion hatte Nichteintreten
beschlossen. Bernhard Guhl (bdp, AG) flihrte aus, dass es sich hier um eine
Wohlstandvorlage handle. Kein einziger der verschiedenen Aspekte sei wirklich nétig flr
den Ratsbetrieb. Auch die BDP hatte es, wie die SVP, begrusst, wenn die einzeln Folge
gegebenen Vorstosse auch einzeln beraten worden waren. Keine der restlichen
Fraktionen war zwar vollumfénglich zufrieden mit der Sammelvorlage - Balthasar Glattli
(gp, ZH) sprach von einem Birchermuiesli -, man wolle aber die einzelnen Punkte in der
Detaildiskussion kléaren. Mit Nichteintreten sei hingegen nichts gewonnen - so der
Tenor. Die grosse Kammer beschloss dann relativ knapp mit 94 zu 80 Stimmen bei 3
Enthaltungen, auf die Vorlagen einzutreten.

Im Block 1 wurde um die Offenlegungspflichten gestritten. Der Kommissionsvorschlag
sah vor, dass jedes Ratsmitglied bei Amtsantritt und auf Jahresbeginn Angaben zur
beruflichen Tatigkeit und - falls relevant - Angaben zum Arbeitgeber machen muss.
Nicht weniger als sechs Minderheitsantrége lagen vor, die ein Festhalten an der
bisherigen Regelung (lediglich Angabe beruflicher Tatigkeit; Minderheit Pfister), eine
Nennung der ehrenamtlichen Tétigkeiten (Minderheit Jauslin) und der Einkiinfte daraus
(Minderheit Wermuth), die Eintragung in ein offentliches Register (Minderheit
Wermuth) oder die Offenlegung wahrend Rats- (Minderheit Barrile) und
Kommissionsdebatten (Minderheit Glattli) forderten. Zu einem teilweise recht
gehassigen Austausch gab zudem ein Antrag von Angelo Barrile (sp, ZH) Anlass, der
verlangt hatte, dass von Krankenkassen angestellte oder bezahlte Ratsmitglieder nicht in
Kommissionen sitzen dirfen, die fur die Gesetzgebung im Bereich der
Krankenversicherung zustandig sind. Letztlich hatte mit Ausnahme des Antrags Pfister
keiner der verschiedenen Antrage eine Chance. Somit blieb bezlglich der
Offenlegungspflichten alles beim Alten.

Ein eigentliches Sammelsurium unterschiedlicher Anderungen umfasste Block 2.
Umstritten war hier insbesondere der Vorschlag der SPK, Kommissionsunterlagen
veroffentlichen zu dirfen, die keine schitzenswerten Interessen beinhalten. Auch hier
obsiegte letztlich aber der Status Quo, wie er erneut von einer Minderheit Pfister
gefordert wurde. Gerhard Pfister (cvp, ZG) warnte davor, damit einer Untergrabung des
Kommissionsgeheimnisses Vorschub zu leisten.

Die Kommissionsprotokolle, die mit einem Antrag Rickli hatten veréffentlicht werden
kénnen, bleiben auch in Zukunft geheim. Natalie Rickli (svp, ZH) hatte in ihrem Antrag
geltend gemacht, dass durch Indiskretion immer wieder Informationen aus den
Kommissionssitzungen an die Offentlichkeit gelangten. Es sei stossend, dass es sich
dabei jeweils nur um ,einen Teil der Wahrheit” handle, wohingegen Protokolle den
ganzen Verlauf einer Sitzung aufzeigen kénnten.

Unbestritten waren im Block 2 die Zustandigkeitserklarung der Redaktionskommission
fur die Berichtigung von Erlassen, die nicht der Schlussabstimmung unterstehen, das
Verbot eines Rlckkommensantrags, der nicht in unmittelbarem Anschluss an die
Abstimmung gestellt wird und einige Prazisierungen zu Dringlichkeitsklausel,
Abstimmungsverfahren, Fristen bei Volksinitiativen und Anforderungen an die
Botschaften zu Erlassentwdirfen. Darilber hinaus soll gesetzlich festgehalten werden,
dass Schlussabstimmungen in beiden Raten gleichzeitig stattfinden mussen.

Kein Gehor fand die SPK mit ihrem Vorschlag, auf eine Schlussabstimmung bei
Volksinitiativen zu verzichten. Rechtlich bindend und als Stimmempfehlung sei -
entgegen der Usanz des Bundesrates beim Verfassen der Abstimmungsempfehlungen -
die Abstimmung Uber die Abstimmungsempfehlung zu betrachten; eine
Schlussabstimmung sei bei obligatorischem Eintreten und ohne Gesamtabstimmung
eigentlich nicht angebracht. Ein von der Ratsmehrheit unterstitzter Antrag Schilliger,
der einen Antrag des Bundesrates aufnahm, erachtete diese Anderung als unnétig.

Zu reden gab auch der Vorschlag einer Kommissionsminderheit Rutz, die durchsetzen
wollte, dass Sitzungsgelder neu halbtagig ausbezahlt werden sollen. Die vor allem aus
Angehorigen der SVP-Fraktion bestehende Minderheit monierte, dass jemand ein
Taggeld von CHF 440 erhalte, wenn sie oder er lediglich fur eine Stunde eine
parlamentarische Initiative in  einer Kommission erldutern mdisse, was
unverhaltnismassig sei. Die Mehrheit des Nationalrates folgte allerdings der
Argumentation der Kommissionsmehrheit, dass diese Idee mit hohem burokratischen
Aufwand verbunden sei. Das Anliegen zur Neuregelung der
Ubernachtungsentschadigung wurde zwar in der Debatte um die Taggelder ebenfalls
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angesprochen, diese parlamentarische Initiative wurde aber nicht in die Sammelvorlage
aufgenommen.

Erfolgreich war die SPK mit ihrem Anliegen zu den Auslandreisen: Neu mussen
Ratsmitglieder Reisen ins Ausland in einem 6ffentlichen Register auffihren. Nicht offen
gelegt werden miussen dabei Reisen, die auf Einladung von Interessengruppen
durchgefiuhrt werden - ein Antrag einer links-griinen Kommissionsminderheit hatte
hier keine Chance.

Zur Diskussion standen schliesslich zwei Anderungen der Sitzungszeiten. Sowohl die
Streichung des Freitags der letzten Sessionswoche, wie sie von einer
Kommissionsminderheit gefordert worden ware, als auch der Beginn der Sitzungszeiten
um 8.15 Uhr statt um 8.00 Uhr fanden bei der Mehrheit des Nationalrats kein Gehor. Die
grosse Kammer folgte dem Argument der Kommissionsmehrheit, dass der Freitag in
Anbetracht der dichten Sessionsprogramme noétig sei. Um die Effizienz zu steigern, soll
der letzte Sitzungstag allerdings nicht wie bisher bereits um 11.00 fertig sein, was von
der Minderheit insbesondere als ineffizient moniert worden war, sondern bis 13.00
dauern. Das Argument der besseren Zugverbindungen sowie der Umstand, dass auch
der Standerat um 8.15 die Sitzungen beginne, verfingen hingegen nicht. Die Mehrheit
des Rates straubte sich gegen die entsprechende viertelstiindige Verschiebung der
Sitzung nach hinten.

Block 3, mit dem der Zugang von Kommissionsprotokollen fir Parlamentsmitglieder
hatte geregelt werden sollen, wurde in Anbetracht der ablehnenden Haltung des
Parlaments gegenlber einer grosseren Transparenz der Kommissionsarbeit zur
Uberarbeitung an die SPK-NR zuriickgewiesen, die Blécke 1 und 2 wurden zur Beratung
an den Standerat Gbergeben. *

1) AB NR, 2017, S. 471 ff.
2) ABNR, 2017, S. 913 ff.; LMD, 18.10.16; TG, 22.10.16
3) AB NR, 2017, S. 2065 ff.; AZ, 11.10.17; LZ, NZZ,13.12.17
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